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Gesundheitsreform 

Gute Reform für die 
Versicherten! 

D'e CDU hat die Verhand- 
'^gen in der Großen Koa- 
'uon zur Gesundheitsre- 

T°rm erfolgreich zu Ende 
führen und sich in wichti- 
gen Punkten durchsetzen 
können. 

ln ihrem ersten State- 
^er>t nach den Gesprächen 
*eigte sich Bundeskanzlerin 
Angela Merkel mit den Er- 

gebnissen zufrieden. Die 
Verständigung mit dem Ko- 
alitionspartner sei „ein ver- 
tretbares und gutes Ergeb- 
nis". Die Beschlüsse seien 
die Weichenstellung hin zu 

einer neuen Gesundheits- 
versicherung. „Wir wollen 
den Versicherten in seinen 
Wahlmöglichkeiten stärken 
und effizient und 
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Gesundheitsreform 

• effektiv mit dem Bei- 
tragsgeld umgehen. Es ist 
eine Reform für die Versi- 
cherten und es wird die An- 
bieter von Gesundheitsleis- 
tungen unter einen stärke- 
ren Wettbewerbsdruck stel- 
len," sagte Angela Merkel. 
Die CDU-Vorsitzende be- 
tonte: „Der Bürger wird si- 
cher sein können, dass er in 
Zukunft die medizinischen 
Leistungen bekommt und 
am medizinischen Fort- 

schritt teilhaben kann - egal 
wo er in Deutschland wohnt, 
egal wie viel er verdient." 
Zum Verlauf der Gespräche 
erklärte die Bundeskanzle- 
rin: „Wir haben in der Sache 

gerungen, aber immer in 
dem Geist, dass wir ein Er- 
gebnis wollen. Wer weiß, 
wie kompliziert die Dinge 
im Gesundheitswesen sind, 
der weiß auch, dass hier ein 
ganz wichtiger Schritt für 
die Koalition gelungen ist, 
und dass dies ein gutes Zei- 
chen ist für die weiteren an- 
stehenden politischen Pro- 
jekte, wie z.B. die Unterneh- 
menssteuerreform und die 
Veränderung von Hartz IV." 

„Mit der Gesundheitsre- 
form konnte die CDU drei 

zentrale Ziele erreichen," 
erklärte Generalsekretär 

Ronald Pofalla. Mit der ge- 
setzlichen Fixierung der Ar- 

beitgeber- und Arbeitneh- 
merbeiträge sei ein wich- 
tiger Schritt zur Abkopp- 
lung der Gesundheits- von 
den Arbeitskosten erreicht. 

Steigende Gesundheitsaus- 
gaben würden sich in Zu- 
kunft nicht mehr automa- 
tisch auf den Faktor Arbeit 
auswirken. Mit der Einrich- 
tung des Gesundheitsfonds 
zum 1.1.2009 beginne zwi- 
schen den gesetzlichen 
Krankenkassen ein richtiger 
Wettbewerb, betonte der 
CDU-Generalsekretär. Die 
Versicherten werden zu- 
künftig das Angebot der 
Kassen nach Leistung und 
Preis besser beurteilen kön- 
nen. Außerdem werde das 
funktionierende System der 
Privaten Krankenversiche- 
rung ohne Abstriche erhal- 

ten, so Pofalla. Zusätzlich 
habe die CDU durchge- 
setzt, dass auch innerhalb 
der Privaten Krankenversi- 
cherung der Wettbewerb zu 
Gunsten der Versicherten 

deutlich erhöht werde. Das 
Verhandlungsergebnis   las- 
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se sich wie folgt zusammen- 
fassen, so Pofalla: „Die CDU 
hat mit der Gesundheitsre- 
form die Voraussetzungen 

für die Weiterentwicklung 
in Richtung der solidari- 
schen Gesundheitsprämie 
erreicht. Gleichzeitig hat 
die CDU die Einführung 
der von der SPD geplanten 
Bürgerversicherung verhin- 

dert. Unter dem Strich kön- 
nen wir sagen: Harte Arbeit 
und zähes Ringen haben 
sich gelohnt. Die Große Ko- 
alition hat einen wichtigen 

Schritt getan und ein gutes 
Zeichen für die künftige Ar- 

beit gesetzt." 

Folgende Informatio- 
nen zur Gesundheits- 
reform finden Sie im 
CDU-Mitgliedernetz 
unter www.cdunet.de 
sowie in der UiD Doku- 
mentation (Innenteil): 

• Eckpunkte und Ziel- 
setzung der Reform 

Zentrale Wettbe- 
werbsaspekte der 
Gesundheitsreform 

Flugblatt der Woche 
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Gesundheitsreform 

Gesundheitsreform 

Gute Reform für die Versicherten! 
Die Arbeit hat sich gelohnt. 
Mit der Gesundheitsreform wurde eine Weichenstellung zu einer neuen Gesundheitsversicherung beschlossen, 
die den Versicherten auch künftig alle notwendigen medizinischen Maßnahmen garantiert und die Teilhabe am 

medizinischen Fortschritt für alle gewährleistet. Gleichzeitig wird der Wettbewerb unter den 
Krankenversicherungen im Interesse der Versicherten erhöht. 

Mit der Gesundheitsreform konnte die CDU drei zentrale Ziele erreichen: 

1. Entkopplung der Arbeits- von den Gesundheitskosten 
Mit der gesetzlichen Fixierung der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträge ist ein wichtiger Schritt zur Ab- 
kopplung der Gesundheits- von den Arbeitskosten erreicht. Steigende Gesundheitsausgaben werden sich in 
Zukunft nicht mehr automatisch auf den Faktor Arbeit auswirken! 

2. Mehr Wettbewerb innerhalb des Gesundheitssystems 
Mit der Einrichtung des Gesundheitsfonds zum 1.1.2009 beginnt zwischen den gesetzlichen Krankenkassen ein 

richtiger Wettbewerb. Der Versicherte kann zukünftig das Angebot der Kassen nach Leistung und Preis besser 
beurteilen. Die Wahlmöglichkeiten werden deutlich verbessert. 

3. Erhalt des Systems der Privaten Krankenversicherung 
Das funktionierende System der Privaten Krankenversicherung bleibt ohne Abstriche erhalten. Zusätzlich 
haben wir auch innerhalb der Privaten Krankenversicherung den Wettbewerb zu Gunsten der Versicherten 

erhöht. 

Die CDU hat mit der Gesundheitsreform die Voraussetzungen für die Weiterentwicklung in Richtung der 

solidarischen Gesundheitsprämie erreicht. Gleichzeitig haben wir die Einführung der von der SPD geplanten 
Bürgerversicherung verhindert. Unter dem Strich können wir sagen: Harte Arbeit und zähes Ringen haben 
sich gelohnt. Die Große Koalition hat einen wichtigen Schritt getan und ein gutes Zeichen für die künftige 

Arbeit gesetzt. 

Besser für die Menschen. 

V.i.S.d.P.: CDUBundesgeschäflsstelle | Klingelhöferstraße 8 110785 Berlin | inlo@cdu.de | www.cdu.de 
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Arbeitsmarkt 

Ronald  Pofalla 

Gesetzlicher Mindestlohn ist sozia 
ungerecht 

Die Massenarbeitslosig- 

keit ist die größte soziale 
Ungerechtigkeit in unse- 
rem Land. Sie ist ein uner- 
träglicher Zustand. Für die 
Bundesregierung unter 
der Führung von Angela 

Merkel steht deshalb die 
Wiederbelebung des Ar- 
beitsmarktes an erster 
Stelle. Hoffnung gibt mir 

dabei die Trendwende am 
Arbeitsmarkt. 

Nachdem sie seit Jahren 
immer nur versprochen wur- 
de, haben wir sie jetzt tat- 
sächlich geschafft: Heute 
sind im Vergleich zum Vor- 
jahr 409.000 Menschen we- 
niger arbeitslos. Die Zahl 
derjenigen, die eine Sozial- 
versicherungspflichtige Be- 

schäftigung haben, hat um 
194.000 zugenommen. Die 
Zahl der Erwerbstätigen ist 
in diesem Sommer auf den 
dritthöchsten Stand der 
Nachkriegsgeschichte ge- 

stiegen. Das sind drei im- 
mens positive Signale. Aber: 
Das ist noch lange nicht ge- 

nug. 
Deshalb geht es jetzt 

darum, die Weichen in der 
Arbeitsmarktpolitik so aus- 
zurichten, dass der positive 
Trend   nicht   nur  erhalten, 

Ronald Pofalla, CDU-Generalsekretär 

sondern Schritt für Schritt 
ausgebaut wird. 

Der DGB, Verdi und Tei- 
le der SPD schlagen dabei 
vor, jedem Arbeitnehmer 
in Deutschland einen Min- 
destlohn von 7,50 Euro pro 
Arbeitsstunde zu garantie- 
ren. Die PDS fordert sogar 
8 Euro pro Arbeitsstunde. 
Viele glauben, dass ein sol- 
cher Mindestlohn die Ge- 
rechtigkeit in unserem Land 
erhöhen würde. Doch das 

Gegenteil ist der Fall. 
Die Begründung liegt in 

der Lebenswirklichkeit. Et- 

wa 1,7 Millionen Vollzeit- 
beschäftigte arbeiten schon 

heute in Deutschland für 
weniger als 7,50 Euro in der 
Stunde. Rechnet man die 
Teilzeitbeschäftigten und 
Minijobber   hinzu,   erhöht 

sich die Zahl sogar auf 3,9 
Millionen. Solche Löhne mö- 

gen für den einen oder an- 
deren abschreckend klingen- 

Aber es handelt sich um 
gute, ehrliche Arbeitsplät- 

ze, die vor allem auch denje- 
nigen ohne Ausbildung die 
Chance bieten, ihren Le- 
bensunterhalt durch eigene 
Hände Arbeit zu verdienen. 

Würde diesen Menschen 
durch einen gesetzlichen 

Mindestlohn geholfen? Ei- 
nigen vielleicht. Aber die 
Mehrzahl der Beschäftigten 
würde statt der versproche- 

nen Lohnerhöhung das Kün- 
digungsschreiben erhalten- 
Denn viele dieser Arbeits- 
plätze existieren nur, gera- 

de weil es niedrige Löhne 
gibt. Werden diese Arbeits- 

plätze durch einen gesetzli' 
chen Mindestlohn künstlich 

verteuert, rentieren sie sie"1 

nicht mehr und werden ab- 

gebaut. 
Eine staatlich verordnete 

Lohnsteigerung für wenige 

auf Kosten vieler ist sozia' 

ungerecht - und für die CD^ 
nicht akzeptabel. Deshalb 

habe ich mich immer wieder 

gegen die Einführung eine5 

gesetzlichen Mindestlohns 

ausgesprochen.   Wer   neue 
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Arbeitsmarkt 

Arbeit schaffen und besteh- 
ende Arbeitsverhältnisse si- 
chern will, muss diese Positi- 
on vertreten. Ich sage daher 
toit Blick auf die versammel- 
te Linke: Wer einen gesetzli- 
chen Mindestlohn fordert, 
Wrd sich an CDU und CSU 
die Zähne ausbeißen. 

Auch der Sachverständi- 
genrat hat die Position der 
Union jetzt eindrucksvoll 
bestätigt. Die fünf Wirt- 
schaftsweisen haben einem 
gesetzlichen Mindestlohn 
e'ne unmissverständliche 
Absage erteilt. Deutlicher 
nätte sich das renommierte 
^pertengremium gar nicht 
ausdrücken können. Mir ist 
gleichwohl sehr bewusst, 
dass es Berufe gibt, in denen 

die Menschen trotz härte- 
ster Arbeit nur gerade so 
viel verdienen, dass sie da- 
mit über die Runden kom- 
men. Für den Kauf eines Au- 
tos oder einen schönen Ur- 
laub mit der Familie fehlt 
dann einfach das Geld. Ein 
Leben unter solchen Bedin- 
gungen ist verdammt hart. 
Für die CDU gehört deshalb 
zu den Grundüberzeugun- 

gen: Armut trotz Arbeit darf 
es in Deutschland nicht ge- 
ben. Deshalb müssen wir für 
Arbeitnehmer, die zu wenig 

verdienen, um davon leben 
zu können, ein wirksames 
Kombilohnmodell entwi- 
ckeln. Lohn plus staatliche 
Hilfe ist allemal besser als 
Arbeitslosigkeit plus Stütze. 

Dies ist die vernünftige und 
vor allem auch erfolgver- 
sprechende Alternative zum 
gesetzlichen Mindestlohn - 
genau diesen Weg hat jetzt 
auch der Sachverständigen- 
rat unterstützt. 

Wir wollen den Men- 
schen Chancen auf ein ei- 
genständiges Leben in Wohl- 
stand, Sicherheit und Würde 
ermöglichen. Eigene Arbeit 

ist nicht nur eine reine Frage 
des Broterwerbs. Arbeit be- 
deutet auch Selbstwertge- 
fühl. Arbeit erfüllt mit Stolz 
darauf, selbst etwas zu schaf- 
fen. Allein das ist Motivation 

genug, um die Vorausset- 
zung für mehr Arbeitsplätze 
in unserem Land weiter und 

dauerhaft zu verbessern. 

CDU ERFOLGREICH IN DEN KOMMUNEN 

Bei den Stichwahlen zu 
den Kommunen in Nieder- 
sachsen konnte die CDU 
'hre Erfolge aus dem ers- 
ten Wahlgang fortset- 
zen. 

In Wolfsburg wurde Rolf 

Schnellecke mit 60,8 Pro- 
zent der Stimmen klar in 

seinem Amt als Oberbür- 
germeister bestätigt. Für 
eine positive Überraschung 
sorgten die Ergebnisse aus 

Oldenburg und Salzgitter, 
'n Oldenburg gewann der 
von der CDU und den Grü- 
nen unterstützte Kandidat 

Gerd Schwandner. Er wur- 
de in der traditionellen 
SPD-Hochburg mit 50,9 
Prozent der Stimmen zum 
Oberbürgermeister ge- 
wählt. In Salzgitter setzte 
sich der CDU Kandidat 
Frank Klingebiel mit 51,7 

Prozent gegen den SPD- 
Kandidaten Helmut Kne- 
bel durch. Niedersachsens 
Ministerpräsident Christi- 
an Wulff zeigte sich mit 
den Ergebnissen der Stich- 

wahlen sehr zufrieden. 
„Wir freuen uns, dass wir in 
Oldenburg  und  Salzgitter 

den Wechsel geschafft ha- 
ben", sagte Wulff. Einen 
weiteren Wahlerfolg konn- 
te die CDU Nordrhein- 
Westfalens feiern. Im Kreis 
Warendorf wurde der CDU 
Kandidat Olaf Gericke mit 
überzeugenden 60,5 Pro- 

zent zum neuen Landrat 
gewählt. „Der Erfolg von 
Olaf Gericke macht deut- 
lich, dass die CDU die kom- 
munale Kraft Nummer Eins 
in Nordrhein-Westfalen 

ist", gratulierte der Landes- 
vorsitzende und Minister- 
präsidentjürgen Rüttgers. 
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Aus den Ländern 

N SM- Län der ranking 

Saarland Aufsteigerland 
Großer Erfolg für das 
CDU-regierte Saarland: 
Das Saarland ist das wirt- 
schaftsdynamischste Bun- 
desland in Deutschland 
und liegt damit auf Platz 1 
beim Länderranking der 
Initiative Neue Soziale 
Marktwirtschaft. 

Bereits zum vierten Male 
wurden in einer breit ange- 
legten Studie des renom- 

mierten Instituts der Deut- 
schen Wirtschaft in Zusam- 
menarbeit mit der IW Con- 

sult und der Wirtschaftswo- 
che der wirtschaftliche Zu- 
stand und die Zukunftspers- 
pektiven der 16 Bundeslän- 
der untersucht. Dabei ist 
das Saarland zum zweiten 
Mal innerhalb von nur drei 
Jahren mit deutlichem Ab- 
stand auf den ersten Platz 
gewählt worden. 

Im vergangenen Jahr 
stieg das Bruttoinlandspro- 
dukt des Bundeslandes um 
2,5 % - mehr als in Bayern 

und Baden-Württemberg. 
Seit 2003 ist die Wirtschaft 
an der Saar sogar um 6,1 % 
gewachsen. In keinem ande- 
ren Bundesland ist derzeit 
die wirtschaftliche Dyna- 
mik so hoch wie in diesem 

kleinsten Flächenland, das 
seit 1999 von der CDU re- 
giert wird. 

Auch im Bestands-Ran- 
king konnte sich das von Mi- 
nisterpräsident Müller re- 
gierte Land in den vergan- 
genen Jahren kontinuier- 
lich verbessern und um zwei 
Plätze nach oben arbeiten - 
vom achten auf den sechs- 
ten Rang , vorbei an Schles- 
wig-Holstein und Nieder- 
sachsen. 

Klaus Methfessel, stell- 
vertretender Chefredakteur 

der „Wirtschaftswoche" 
sprach von „einer souve- 
ränen Spitzenstellung" des 
Landes und betonte: "Der 
zweimalige Sieg innerhalb 
von nur vier Jahren ist ein 
augenscheinlicher Beleg da- 
für, dass das Saarland im 
Strukturwandel von einer 
krisenanfälligen Montanre- 
gion hin zum leistungsfähi- 
gen Industrie- und Dienst- 
leistungsstandort    schon 

sehr große Fortschritte er- 
zielt hat." 

Viele Faktoren belegen 
diesen Trend: Kaufkraft und 
Pro-Kopf-Einkommen der 
rund eine Millionen Einwoh- 
ner sind spürbar angestie- 
gen. Beim Produktivitäts- 
zuwachs liegt das Saarland 
bundesweit an der Spitze. 
Neben der boomenden 

Stahl- und Automobil-In- 
dustrie verdankt das Land 
seine wirtschaftliche Dyna- 
mik der guten Zusammen- 
arbeit von Wirtschaft, Wis- 
senschaft und Politik. Mit 
einer Innovationsstrategie 

hat die Landesregierung die 
Entwicklung neuer Zukunft- 
stechnologien unterstützt- 
Allein im Informatikbereich 
beträgt der Arbeitsplatz- 
zuwachs rund 40 Prozent, 

während er bundesweit stag- 
niert. So hat die Regierung 
die Ausgaben für Wissen- 

schaft stark gesteigert und 
das Investitionsklima spür- 
bar verbessert. Mit Erfolg: 

Die Zahl der Patentanmel- 

dungen ist deutlich ange- 
stiegen und auch die Zahl 
der neu gegründeten klei- 
nen Unternehmen hat zuge' 
nommen. Vor allem aber: ln 

keinem anderen Bundes- 

land - so die Studie - sind 
die   Betriebe  so  zufrieden 
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mit der Service-Orientie- 
riJng, Entbürokratisierung 
und Wirtschaftsnähe der 
Verwaltung wie an der Saar. 

Ministerpräsident Peter 
Müller ist stolz auf sein Bun- 
desland: „Dies ist ein ge- 
meinsamer Erfolg der Unter- 
nehmen, der Arbeitnehmer- 
'nnen und Arbeitnehmer, 
aber auch der Politik im 
Saarland.  Das  Saarland  ist 

auf dem richtigen Weg, den 
schwierigen Strukturwan- 
del erfolgreich zu gestalten. 
Spitzenplätze beim Wirt- 
schaftswachstum, bei der 
Schaffung von Ausbildungs- 
plätzen und beim Abbau der 
Arbeitslosigkeit belegen 
dies. Zudem ist das Saarland 
das Land der kurzen Wege, 
der schnellen Entscheidun- 
gen   und   einer   schlanken, 

entbürokratisierten Verwal- 
tung. Wir werden alles daran 
setzen, dass sich unser Land 
auch in den kommenden 
Jahren weiter kontinuierlich 

nach oben arbeitet." 

http://www.insm.de/ 
Interaktiv/Inhalte/ 
Bundeslaenderran- 
king_2006.html 

Sachsen 

Auf Erreichtes stolz sein - aber nicht 
zufrieden geben! 

Wir können stolz auf die 
Erfolge der vergangenen 
16 Jahre sein. Aber wir dür- 
'en uns mit ihnen nicht zu- 
frieden geben. Wir brau- 
chen einen neuen Schwung 
für den Aufbau Ost. Die 
Forderung nach mehr Ge- 
duld von Aufbau Ost Mi- 
nister Tiefensee kann ich 
n'cht teilen. 

Nur wenn die ostdeut- 
sche Wirtschaft schneller 
wächst als die im Westen 
können wir aufschließen. 
Wer aufholen will muss vor- 
ne laufen. 

Doch die Wachstumsra- 
ten sprechen eine andere 
SPrache: Im Jahr 2004 
^uchs die Wirtschaft im 
besten um 1,8 Prozent und 

Michael Kretschmer 

im Osten um 1,6 Prozent. 
Die Schere geht also ausein- 
ander und nicht zusammen. 
Allein Sachsen konnte mit 
einer Quote von 2,2 Prozent 
aufholen. 

Minister Tiefensee sieht 
zwar etwas frischer als sein 
Vorgänger Manfred Stolpe 

aus, neue Ideen hat er in- 
des nicht. 

Der Vergleich mit den 
osteuropäischen Ländern 
zeigt, wo die neuen Länder 
stehen. Das Wachstum des 
BIP betrug im Jahr 2004 in 

Polen 5,3 Prozent und in 
Tschechien 4 Prozent. Im 

ersten Quartal 2006 lagen 
nur Thüringen mit 2,5 Pro- 
zent und Sachsen mit 3,8 
Prozent über dem deut- 
schen Durchschnitt von 2,0 
Prozent. 

Mehr Freiheit 

An Osteuropa sehen wir, 
welche Quoten wir brau- 
chen.  Wir  brauchen  nicht 
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mehr Geld, sondern mehr 
Freiheit für den Aufbau Ost. 
Das bedeutet, gleiche Chan- 
cen wie in unseren östlichen 
Nachbarländern. Darüber 

muss die Bundesregierung 
nachdenken. Doch Herr Tie- 
fensee verschließt sich Dis- 
kussionen über Kombilohn- 
modelle oder über Abwei- 
chungsregelungen für Ost- 
deutschland vom Bundes- 
recht. Wir werden mit den 
heutigen Instrumenten nicht 
zu Westdeutschland auf- 
schließen. Wir brauchen 
Standortvorteile. 

An Wachstums- 
potentialen statt an 

Postleitzahlen 
orientieren 

Viel zu kurz greift auch 
die von Herrn Tiefensee 
geforderte Neuorganisation 
des Aufbau Ost durch eine 
Konzentration auf Wachs- 
tumskerne. Der Minister be- 
ruft sich immer wieder auf 
die erfolgreiche sächsische 
Politik. Doch er hat sie lei- 
der nur zum Teil verstan- 
den. Die Planwirtschaft ist 
vorbei und sollte auch im 
Bundesverkehrsministerium 
nicht wiederkehren. 

Wirtschaftsförderung 

muss sich an Wachstums- 
potentialen orientieren und 
nicht an Postleitzahlen. Wir 
haben in Sachsen ein höhe- 

res Wachstum aufgrund 
großer Schlüsselunterneh- 
men und einer Vielzahl klei- 
nerer Mittelständler, die 
wachsen und deren Export- 

quoten beharrlich steigen. Es 
ist fahrlässig, nur auf einige 
wenige Kerne zu setzen. Das 
Beispiel Baden-Württem- 
berg zeigt, der Erfolg liegt 
bei den innovativen Mittel- 
ständlern. Und die befinden 

sich in der Fläche. 

Planungssicherheit 

Unternehmen wählen ih- 
ren Investitionsort ohne die 
Politik aus. Finanzielle För- 
derungen erhalten sie, wenn 
die Investition wirtschaft- 
lich, zukunftsfähig und ten- 
denziell weiter wachsend er- 
scheint, egal in welchem Teil 
der neuen Bundesländer sie 
erfolgen soll. Wir dürfen 
nicht anfangen, die Investo- 
ren, die in die schwachen 
Gebiete gehen wollen, da- 
von abzuhalten. Will Tiefen- 
see wirklich diese schwäche- 
ren Regionen Ostdeutsch- 
lands zu einer „no-go area" 
für Investoren machen? 

Wolfgang Tiefensee ist 

offenbar mit der Aufgabe, 
den Aufbau Ost zu koordi- 
nieren, überfordert. Es wäre 
besser, wenn er sich im Be- 
reich von Verkehrsinvesti- 

tionen für die Neuen  Län- 

der engagieren würde. Hier 
kann der Minister direkt 

handeln. Doch statt Priori- 
tätensetzung für Projekte 
im Osten werden immer 

mehr baureife Projekte in 
die Warteschleife verbannt. 
Die Äußerungen des Ver- 
kehrsministers verängstigen 

die Menschen. Das ist ein 
großer Fehler. Um den de- 
mografischen Wandel zu ge- 
stalten, brauchen wir Ver- 

trauen und Zuversicht. 
Ziel der Politik der Säch- 

sischen Union ist eine posi- 
tive Entwicklung in allen Re- 
gionen des Freistaates. Wir 
wollen, dass alle Sachsen 
vom Aufschwung profitie- 
ren. Dazu sind unterschied- 

liche Mittel nötig, aber wir 
werden alle Teile des Frei- 

staates mitnehmen. 
Michael Kretschmer ist 

der Generalsekretär der 
Sächsischen Union. 

VORANKÜNDIGUNG 

Chat mit Ronald Pofalla 

Generalsekretär Ronald 

Pofalla wird voraussicht- 

lich am 17. Oktober von 

18.30 Uhr bis 19.30 Uhr 

für einen Chat im Mitglie- 

dernetz unter www.edu- 

net.de zur Verfügung ste- 

hen. Das Generalthema 

des Chats wird das Grund- 

satzprogramm sein. 
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Islam ist ein Teil unseres Landes 
Ganz im Zeichen des Dia- 
logs mit dem Islam stand 
die Regierungserklärung 
im Deutschen Bundestag 
von Bundesinnenminister 
Wolfgang Schäuble einen 
Tag nach Eröffnung der 
Deutschen Islam-Konfe- 
renz (DI K). 

„Der Islam ist Teil 
Deutschlands und Europas. 
Der Islam ist Teil unserer 
Gegenwart und unserer Zu- 
kunft", sagte Schäuble. Es 
beginne jetzt ein langfristi- 
ger Dialogprozess zwischen 

den staatlichen Institutio- 
nen und allen wichtigen 

Stimmen der mehr als 
3,2 Millionen Muslime in 
Deutschland. Bei der Auf- 
taktveranstaltung der DIK 
habe es intensive Diskussio- 
nen und eine offene Aus- 
sprache gegeben. „Es wird 
ein steiniger Weg sein, für 
die Muslime und für den 
staat", erklärte Schäuble. 

Die Bundestagsabgeord- 
nete Kristina Köhler wies 
auf den gemeinsamen Wer- 

tekanon unseres Landes 
hin. „Wer in Deutschland 
'ebt, muss die Werte und 

formen annehmen. Dies ist 
ejne Bringschuld aller Men- 
Schen, die hier leben wol- 
len", sagte Köhler. Alle ver- 
rassungstreuen muslimi- 
schen Strömungen sollen in 

Wolfgang Schäuble 

die Lage versetzt werden, 
ihre Religion „frei von Res- 
sentiments und frei von ex- 
tremistischer Beeinflussung 
leben zu können". Die Inte- 
gration bestimmter musli- 
mischer Gruppen sei nur 
möglich, wenn diese sich 
vom absoluten Geltungs- 
anspruch der islamischen 
Pflichtenlehre verabschie- 
den. „Im Konfliktfall gilt in 
Deutschland das Grundge- 
setz - und nicht die Scha- 
ria", stellte die Innenpoliti- 
kerin klar. 

Der innenpolitische Spre- 
cher der Unionsfraktion, 

Hans-Peter Uhl, lobte die 
Islamkonferenz als einen 
„vollen Erfolg". Das Recht 
zur freien Religionsaus- 

übung in Artikel 4 des 

Grundgesetzes gelte nicht 
grenzenlos, es finde seine 
Grenze in den unveräußerli- 
chen Menschenrechten, er- 

läuterte Uhl. Blicke man in 
die Welt, stelle man fest, 
dass Religionsfriede und Re- 
ligionsfreiheit nichts Selbst- 
verständliches sei, unter- 
strich Uhl. 

Die DIK soll zu einer 
Übereinkunft zwischen der 
deutschen Gesellschaft und 
der muslimischen Bevölke- 

rung Deutschlands führen. 
Beide Seiten sollen sich ein- 
vernehmlich zur Einhaltung 

gesellschafts- und religions- 
politischer Grundsätze ver- 
pflichten. Im Vordergrund 
steht die verbindliche Be- 
achtung der freiheitlich- 

demokratischen Grundord- 
nung. Jeder, der in Deutsch- 

land lebt, muss die Verfas- 
sungs- und Rechtsordnung 
der Bundesrepublik akzep- 
tieren und respektieren. 

Die DIK wird aus 30 stän- 
digen Teilnehmern beste- 
hen, davon 15 Vertreter des 
deutschen Staates und 15 
Vertreter in Deutschland le- 
bender Muslime. Von musli- 
mischer Seite sind die Tür- 
kisch-Islamische Union der 
Anstalt für Religion, der 
Zentralrat der Muslime in 
Deutschland, der Islamrat, 
der Verband der islamischen 
Kulturzentren sowie die Ale- 
vitische Gemeinde Deutsch- 
lands eingeladen. Da je- 
doch nur 10-15% der musli- 
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mischen Bevölkerung in 
Deutschland in islamischen 
Organisationen eingebun- 
den sind, sind auch Vertre- 
ter eines modernen, säkula- 

ren Islams aus Wirtschaft, 
Gesellschaft, Wissenschaft 
und Kultur eingeladen. „Wir 
wollen alle in Deutschland 
lebenden Muslime ihrer 
Vielfalt angemessen in den 
Verhandlungsprozess ein- 
binden", sagte dazu der Bun- 
desinnenminister im Rah- 
men der Konferenz. 

Die Diskussion wird in 
drei Arbeitsgruppen fortge- 
setzt: 1. Deutsche Gesell- 
schaftsordnung und Werte- 
konsens, 2. Religionsfragen 
im deutschen Verfassungs- 

verständnis, 3. Wirtschaft 
und Medien als Brücke. In 
dem beigeordneten Ge- 
sprächskreis „Sicherheit und 
Islamismus" werden zusätz- 
lich Fragen der inneren Si- 
cherheit, islamistischer Be- 

Kristina Köhler 

strebungen gegen die frei- 
heitliche demokratische 
Grundordnung sowie der 
Prävention islamistischer 

Gewalttaten erörtert. Die 
Deutsche Islam Konferenz 
zielt unter anderem auf eine 

einvernehmliche Regelung 
der Fragen des täglichen 
Zusammenlebens. Als Er- 
gebnis des Gesprächspro- 
zesses wird eine Überein- 
kunft zwischen der deut- 

schen Aufnahmegesellschaft 
und  der muslimischen  Be- 

Hans-Peter Uhl 

völkerung Deutschlands an- 
gestrebt, in der sich beide 
Seiten zur Einhaltung gesell- 
schafts- und religionspoliti- 
scher Grundsätze verpflich- 
ten. „Hierbei steht insbe- 
sondere die verbindliche 

Beachtung der freiheitlich- 
demokratischen Grundord- 
nung im Vordergrund. Jeder, 

der in Deutschland lebt 
muss unsere Verfassungs- 

und Rechtsordnung akzep- 
tieren und respektieren", so 
Bundesminister Schäuble. 

PRAXISTIPP ZUR GRUNDSATZPROGRAMM-ARBEIT 

Aufgrund der großen Nachfrage aus den 
CDU-Verbänden nach dem Generationen- 
Motiv der Grundsatzprogramm-Diskussion 

hat die CDU-Bundesgeschäftstelle den Nut- 
zungsrahmen des Bildes erweitert. In Zu- 

kunft können alle CDU-Verbände das Bild 
für parteigebundene Zwecke kostenlos mit- 
nutzen. Das Bild kann in einer druckfähigen 
Auflösung im CDU-Mitgliedernetz unter 
www.cdunet.de heruntergeladen werden. 
Ebenfalls im CDUnet, unter Infos & Materia- 
lien/Materialien/Kampagnen finden Sie das 

•Mt : 1TW\    t 
neue Motiv für die Mitgliederwerbekampa- 

gne zum Download im tiff- und im eps-For- 
mat zur weiteren Nutzung vor Ort. Achtung, 

durch die hohe Auflösung der Bilder für ei- 
nen druckfähigen Download kann die Bild- 
schirmansicht im CDUnet verzerrt oder un- 
vollständig wirken. 
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se  Falk 

Einführung des Elterngeldes beschlossen 
Mit der Verabschiedung 
des Elterngeldgesetzes 
trägt die Regierungskoali- 
tion den veränderten Le- 
bensentwürfen junger Fa- 
milien Rechnung. 

Gerade die Lebenspla- 
nungjunger Frauen hat sich 
'n den vergangenen Jahr- 
zehnten stark verändert. 
Heute gehen sie mehrheit- 
lich nicht mehr sehr jung in 
die Ehe, um dann ganz für 
die Familie da zu sein, son- 
dern durchlaufen eine eben- 
so gute Ausbildung wie die 
Männer, starten in den Be- 
ruf und entscheiden sich - 
meist mit Ende Zwanzig 
°der Anfang Dreißig - für 
oder eben gegen Kinder. Für 
die meisten jungen Frauen 
lst es keine Frage mehr, ob 
S|e erwerbstätig sein wol- 
'en, sondern, ob sie trotz Er- 
werbstätigkeit Kinder be- 
kommen. 

Dreiklang 

Um jungen Familien die 
Entscheidung für Kinder zu 
leichtern, brauchen wir 
6|nen abgestimmten Drei- 
klang aus qualitativ hoch- 
artigen Betreuungsange- 
°ten, einer familienbe- 

WlJssten   Arbeitswelt   und 

gezielter finanzieller Förde- 
rung von Familien in unter- 
schiedlichen Lebensphasen. 
Hier setzt das Elterngeld 
an: 

Es gibt eine Antwort auf 
den Wunsch der allermeis- 
ten Eltern, die erste Zeit im 
Leben ihres Kindes in der 
Familie bleiben zu können, 
und federt den Einkom- 
menseinbruch ab, wenn 
sich Eltern entschließen, 

eben dafür ihre Erwerbsar- 
beit zu unterbrechen oder 
einzuschränken. Der be- 
treuende Elternteil, der sei- 
ne Erwerbsarbeit ganz oder 
teilweise reduziert, erhält 

einen an seinem individuel- 
len Einkommen orientier- 
ten Ausgleich in Höhe von 
67 Prozent des wegfallen- 
den Erwerbseinkommens, 
maximal 1.800 Euro monat- 
lich. Das Elterngeld wird 12 

Monate gezahlt, zwei wei- 
tere Monate kommen hin- 
zu, wenn sich der jeweils 
andere Partner entschließt, 
in dieser Zeit die Betreuung 
zu übernehmen. Ein „Ge- 
schwisterbonus" in Höhe 
von 10 Prozent, mindes- 
tens 75 Euro, wird gewährt, 
wenn in einem Haushalt 
zwei Kinder unter drei Jah- 
ren oder drei Kinder unter 
sechs Jahren leben. 

Sockelbetrag 

Auf Drängen der Union 
erhalten auch Alleinverdie- 
ner-Familien, in denen ein 
Partner seine Erwerbsarbeit 
schon vor der Geburt des 
Kindes zugunsten der Fami- 
lienarbeit aufgegeben hat, 
einen Sockelbetrag in Höhe 
von 300 Euro. Das unter- 
streicht, dass der Union alle 

Lebensentwürfe mit Kin- 
dern gleich wichtig sind 
und jede von den Eltern je- 
weils gewählte Form des 
Miteinander-Lebens und 
Füreinander-Sorgens ge- 

schätzt und ernst genom- 
men wird. 

Ilse Falk ist die stellver- 
tretende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 

tion. 
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EU-Erweiterung 

Bulgarien 
Zielgeraden 

Anlässlich der Veröffentli- 
chung des Monitoring-Be- 
richts der EU-Kommission 
über den Stand der Bei- 
trittsvorbereitungen Bul- 
gariens und Rumäniens er- 
klärten der stellvertreten- 

de Vorsitzende der Bun- 
destagsfraktion, Andreas 
Schockenhoff, der Vorsit- 
zende der Arbeitsgruppe 
Angelegenheiten der Eu- 
ropäischen Union der Bun- 
destagsfraktion, Michael 
Stübgen, und der Obmann 
der Arbeitsgruppe, Gün- 
ther Krichbaum: 

Die CDU/CSU-Bundes- 

tagsfraktion würdigt, dass 
Rumänien und Bulgarien auf 
ihrem Weg in die Europä- 
ische Union deutliche Fort- 
schritte gemacht haben. 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion zeigt sich aller- 
dings besorgt, dass die EU- 
Kommission in ihrem Be- 
richt neben den Fortschrit- 
ten noch zum Teil erhebli- 
che Defizite benennt. Der 
neue Bericht der EU-Kom- 
mission identifiziert Defizi- 

te im Justizwesen und bei 
der Korruptionsbekämp- 

fung, bei den Agrarfonds 
und der Auszahlung von 
Agrarausgaben für Bulgari- 

und Rumänien auf der 
- aber noch nicht am Ziel 

Andreas Schockenhoff 

en und Rumänien, bei der 
Lebensmittelsicherheit und 
im Bereich der Flugsicher- 
heit. Besondere Sorgen be- 
reitet uns dabei, dass Bulga- 
rien in dem sensiblen Be- 
reich der inneren Sicherheit 
noch erhebliche Defizite 
aufweist (insbesondere Kor- 
ruption, Justizreform, Geld- 

wäsche). 
Wirermutigen beide Län- 

der ausdrücklich, ihre Re- 
formanstrengungen nicht 

nur fortzusetzen, sondern 
zu verstärken, um so schnell 
wie möglich die Defizite zu 
beseitigen. 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion kann eine Rati- 
fizierung des Beitrittsver- 
trages mit Rumänien und 
Bulgarien nur empfehlen, 
wenn  für  die   Beseitigung 

Michael Stübgen 

der noch bestehenden Defi- 
zite ein konkreter Fahrplan 
vereinbart und konkrete 

Schutzmaßnahmen ergrif- 
fen werden, um negative 
Auswirkungen auf das Funk- 
tionieren der Europäischen 

Union zu vermeiden. 
Sollten die von der Kom- 

mission genannten Defizite 

nicht bis zum 1.1.2007 be- 
seitigt sein, hält die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion 

folgende Schutzmaßnah- 

men für erforderlich: 1. I"1 

Bereich der inneren Sicher- 
heit ist für die Beseitigung 
der Defizite eine Fortset- 
zung der Kontrolle durch 
Monitoring- Berichte unver- 

zichtbar. Dies betrifft dieje- 
nigen Bereiche, in denen 
aus Sicht der Kommission - 
wie im  Falle Rumäniens 
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noch eine Konsolidierung 

erforderlich ist bzw. - wie 
im Falle Bulgariens - noch 
erhebliche Defizite besei- 
tigt werden müssen. Dafür 
muss von der EU-Kommis- 
sion klar vorgegeben wer- 
den, welche konkreten Auf- 
lagen von den Ländern zu 
erfüllen sind und in welchen 
Schritten und nach wel- 
chem zeitlichen Rahmen 
dies zu geschehen hat. Das 
Monitoring-Verfahren muss 
so lange beibehalten wer- 
den, bis alle Verpflichtun- 
gen erfüllt sind. Sollten 
die Beitrittsbedingungen 

nicht erfüllt werden, müs- 
sen bereits zum Beitrittster- 

min Schutzmaßnahmen wie 
die Nichtanerkennung von 

Günther Krichbaum 

Strafurteilen oder die Nicht- 
auslieferung deutscher 
Staatsangehöriger wirken. 
2. EU-Gelder müssen ein- 
behalten oder reduziert 
werden, wenn in Rumänien 
und Bulgarien im Agrarbe- 
reich nicht ein voll funk- 

tionsfähiges    Verwaltungs- 

und Kontrollsystem für eine 
korrekte Abwicklung von 
Zahlungen vorhanden ist. 

Es sind gegenüber Rumä- 
nien und Bulgarien Maß- 
nahmen erforderlich, die 
verhindern, dass zur Besei- 
tigung vorgesehene tieri- 

sche Erzeugnisse in die Nah- 
rungs- und Futtermittel- 
kette gelangen. Das Aus- 
fuhrverbot für Schweine- 
fleisch ist für Bulgarien und 
Rumänien aufrecht zu er- 
halten, bis das Schweinefie- 
ber vollständig unter Kon- 
trolle ist. Mit Blick auf den 
Ratifizierungsprozess er- 
wartet die CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, dass diese 

Schutzmaßnahmen ergrif- 
fen werden. 

Senioren-Union 

Verfassungsklage gegen 
Altersdiskriminierung 

Die Senioren-Union der 
CDU Deutschlands will 

die so genannten „berufs- 
beendenden" Höchstal- 
tersgrenzen verfassungs- 
rechtlich überprüfen las- 
sen. Das kündigte ihr 
°undesvorsitzender Otto 
^ulff bei der Vorlage ei- 
nes 160-seitigen Verfas- 

sungsgutachtens     durch 

den   Verfassungsrechtler 

Prof. Dr. Thomas Mann an. 
Der SU-Vorsitzende be- 

gründete den Schritt vor 
das Bundesverfassungsge- 
richt damit, dass „die letzte 
höchstgerichtliche Entschei- 

dung zu dem Thema aus 
dem Jahre 1959" stamme. 
Diese Entscheidung sei aber 

„nicht   nur  angesichts  der 

demographischen Entwick- 
lung, sondern auch auf- 
grund vieler völkerrechtli- 
cher Verträge zum Schutz 
des Alters und bindender 
Vorgaben zum Verbot der 
Altersdiskriminierung im 

Europarecht völlig über- 
holt", so Wulff. Da die Seni- 
oren-Union selbst nicht kla- 

geberechtigt sei, werde ei- 
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nes ihrer Mitglieder mit 
Unterstützung der CDU-Se- 
niorenorganisation in Karls- 

ruhe klagen. 
Der Verfassungsrechtler 

Prof. Dr. Thomas Mann (Ge- 
org-August-Universität 

Göttingen) erläuterte in der 
Pressekonferenz zentrale 
Thesen seines Gutachtens. 
Unter anderem erklärte Prof. 

Mann: „ Die Verfassungs- 
mäßigkeit berufsbeenden- 
der Höchstaltersgrenzen im 

Recht scheint seit Jahrzehn- 

ten geklärt. Bereits 1959 
entschied das Bundesver- 
fassungsgericht, dass die 
Leistungsfähigkeit eines 
Menschen im Alter nach all- 
gemeiner Lebenserfahrung 

nachlasse, weshalb es nicht 
zu beanstanden sei, wenn 
der Gesetzgeber ein Le- 
bensalter festlege, ab des- 

sen Erreichen die Fort- 
führung einer beruflichen 
Tätigkeit zu untersagen sei, 
um Gefahren für die Allge- 

meinheit abzuwenden. Ur- 
teile jüngeren Datums ver- 
weisen nicht selten auf die- 
se Entscheidung, ohne sich 
erneut mit der Zulässigkeit 
berufsbeendender Alters- 

grenzen vertieft auseinan- 
derzusetzen. Nach nun bei- 
nahe 50 Jahren haben sich 
jedoch die tatsächlichen 
und rechtlichen Vorgaben 

deutlich geändert. Der 
Mensch wird heute nicht 
nur älter, sondern er ist im 

Verfassungsrechtler Thomas Mann und der Vorsitzende der Senioren-Union. Otto Wulff 

Alter auch leistungsfähiger 
als es die Gleichaltrigen 

noch Ende der fünfziger 
Jahre gewesen sind. Die 
Nutzung des Arbeitspoten- 

tials älterer Menschen wird 
- so belegen es Studien - 

aufgrund des Bevölke- 
rungsschwunds sogar schon 
bald ökonomisch notwen- 
dig sein. Weit bedeutsa- 
mer ist jedoch, dass der 
Schutz des Alters weltweit 
aus seinem Dornröschen- 
schlaf erwacht ist. Völker- 
rechtliche Verträge prokla- 
mieren seit Jahrzehnten 

den Schutz des Alters. Zu- 
dem genießt das Verbot, 
Menschen allein aufgrund 
ihres Lebensalters zu be- 

nachteiligen, in vielen Staa- 
ten bereits Verfassungs- 

rang. Gerade auch das Euro- 
parecht drängt massiv auf 
einen stärkeren Schutz der 
Rechte Älterer und stellt 

bindende Vorgaben zum 
Verbot  der  Altersdiskrimi- 

nierung auf. Das deut- 
sche Verfassungsrecht hinkt 
dieser Entwicklung weit hin- 
terher. Es kennt weder ein 
ausdrück-liches Verbot der 
Altersdiskriminierung, noch 

wird auf ein solches hin- 
gewirkt. Eine Analyse der 
einschlägigen Judikatur 
zeigt auf, dass die verfas- 
sungsrechtliche Beurtei- 
lung starrer Höchstalters- 

grenzen heutzutage nicht 
mehr durch schlichten Ver- 
weis auf die Leitentschei- 

dung von 1959 erfolgen 
kann, da die verfassungs- 
rechtliche Dogmatik sowohl 
mit Blick auf das allgemeine 

Gleichheitsgebot als auch 
in Ansehung des Grund- 
rechts der Berufsfreiheit 

zwischenzeitlich wesentlich 

verfeinert worden ist. Die 

Rechtsprechung, die den ri- 
giden Höchstaltersgrenzen 

bislang eine VerfassungS' 

mäßigkeit attestiert, muss 

korrigiert werden." 
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Arbeitslosigkeit sinkt 
weiter 

Im Vergleich zum Vorjahr 
gab es im September 2006 
über 400.000 Arbeitslose 
Weniger; die Zahl der sozi- 
al versicherungspf lichtig 
Beschäftigten ist gegen- 
über dem Vorjahr um fast 
200.000 auf nun 26,28 Mil- 
lionen gestiegen; die offe- 
nen Stellen haben im Ver- 
gleich zum Vorjahr um 
105.000 zugenommen. Das 
•st schon eine Erfolgsge- 
schichte! 

Wichtig bei diesen Zah- 
len ist vor allem, dass die 
gute Entwicklung nicht nur 
konjunkturell bedingt ist, 
sondern auch auf der Zu- 
nahme sozialversicherungs- 
Pflichtiger Beschäftigung so- 
wie einer immer effektiver 

Werdenden Arbeit in den Ar- 
beitsagenturen beruht. 

Die guten Nachrichten 

bei der Entwicklung der Ar- 
beitslosenzahlen beruhen 

überwiegend auf der positi- 
on Entwicklung im Bereich 
SGB in (Arbeitslosengeld). 
Ini Bereich SGB II (Arbeitslo- 
sengeld II) kann man noch 
n'cht zufrieden sein. 65 Pro- 
2ent der Arbeitslosen wer- 
den im Rechtskreis SGB II 
betreut, nur 35 Prozent in 
^en Arbeitsagenturen nach 
SGB in. Von den Arbeitslo- 

hn im Bereich SGB III (Ar- 

Ralf Brauksiepe 

beitslosengeld) konnten im 
Zeitraum August 2005 bis 
Juli 2006 1,7 Millionen ihren 
Leistungsbezug durch Auf- 
nahme einer Beschäftigung 
beenden. Arbeitsaufnahme 

ist damit zu 48 Prozent der 
Grund für das Verlassen der 

Arbeitslosigkeit bei Empfän- 
gern von Arbeitslosengeld. 

Die Zahl der Arbeitslo- 
sengeld-ll-Bezieher ist da- 
gegen gegenüber dem Vor- 
jahr um 6 Prozent auf nun 
5,2 Millionen gestiegen. Hier 
sind weitere Anstrengun- 

gen nötig. 
Ralf Brauksiepe ist der 

Vorsitzende der Arbeits- 
gruppe Arbeit und Soziales 
der CDU/CSU-Bundestags- 

fraktion. 

Keine Entwarnung bei 
Hartz IV 

Trotz des deutlichen Rück- 
gangs der Arbeitslosen- 
zahlen gibt es keine Ent- 

Steffen Kampeter 

warnung bei den Kosten 
der Langzeitarbeitslosig- 
keit im Bereich Hartz IV. 

In diesem Jahr sind 
Mehrausgaben von ca. drei 
Mrd. Euro für das Arbeitslo- 

sengeld II und die Beteili- 
gung des Bundes an den 
Wohnkosten für Langzeitar- 
beitslose zu erwarten. Dar- 
auf hat die CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion bereits An- 
fang April hingewiesen. Ein- 
sparungen bei den Einglie- 
derungsmitteln hier gegen- 
zurechnen, ist fatal. Dies 
weist nur darauf hin, dass 
die Förderung der Langzeit- 
arbeitslosen in den Arbeits- 

gemeinschaften noch nicht 
funktioniert. Der Bund muss 
seine Interessen deutlich 
stärker wahrnehmen und 

mehr Einfluss auf die Ar- 
beitsgemeinschaften aus- 

üben, damit die Vermitt- 
lungsleistungen besser wer- 

den und die Ausgaben beim 
Arbeitslosengeld II sinken. 
Alle Arbeitsgemeinschaften 
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müssen das Controllingsys- 
tem und die Mindeststan- 
dards der Bundesagentur 
für Arbeit akzeptieren. Lei- 
der tut dies bisher erst etwa 

die Hälfte der Arbeitsge- 
meinschaften. 

Die Bundesbank hat 
jüngst festgestellt, dass die 
Einführung des Arbeitslo- 
sengeldes II zu einer Aus- 
weitung der Zahl der Leis- 
tungsempfänger geführt 
hat, und zwar um Personen, 
die zuvor keine Leistungs- 
ansprüche besaßen oder sie 

nicht geltend gemacht hat- 
ten. Das neue System hat 
offenbar „angelockt." Noch 
in diesem Jahr werden wir 
gemeinsam mit der SPD 
Vorschläge erarbeiten, wie 
mehr Gerechtigkeit bei 
Hartz IV hergestellt werden 
kann. Diese Gerechtigkeits- 
lücke in der Arbeitsmarkt- 
politik, Mittel nach der 
Gießkanne auch für die zu 
verteilen, die eigentlich gar 
nicht bedürftig sind, muss 
beseitigt werden. 

Steffen Kam peter ist 
der haushaltspolitische Frak- 

tionssprecher. 

Fehlernährung um- 
fassend bekämpfen 

Die veröffentlichten Zah- 
len der Robert-Koch-Stu- 
die über die Ernährungssi- 
tuation junger Menschen 

Julia Klöckner 

sowie über die Zunahme 
allergischer Erkrankungen 
zeigen, wie brisant das 
Thema Übergewicht und 

Fehlernährung bei Kindern 
in Deutschland nach wie 
vor ist. 

Laut der Studie leidet je- 

des zehnte Kind in Deutsch- 
land an Übergewicht. Die 
Zahlen untermauern ein be- 
kanntes Problem, welches 

auch wieder im Bundestag 
mit dem von Unionsseite in- 
itiierten Antrag, „Sport und 
Bewegung in Deutschland 

umfassend fördern - Be- 
wusstsein für gesunde Le- 
bensweise stärken", behan- 

delt und wirksam angegan- 

gen wird. 
Gründe für Übergewicht 

gibt es viele: Fehlernäh- 
rung und Bewegungsman- 
gel sind zwei wichtige Aus- 
löser für Übergewicht bei 
Kindern, aber auch Veranla- 
gung sowie soziales Umfeld 
spielen eine entscheidende 
Rolle. Essverhalten wird in 

Ursula Heinen 

der Erziehung geprägt. Lei- 
der wird hier nicht immer 
eine richtige Ernährung 
vorgelebt. Umso wichtiger 
ist daher eine ergänzen- 
de Ernährungserziehung in 

Kindergarten und Schule- 
Die Bundesregierung un- 
terstützt mit der Initiative 
„Plattform für Ernährung 

und Bewegung" (PEB) und 
der Kampagne „Besser es- 
sen. Mehr bewegen" gute 
und sinnvolle Ansätze, um 
auf die Problematik v°° 
Über- und Untergewicht 

sowie Adipositas bei Kin- 
dern und Jugendlichen hin- 
zuweisen und Hilfestellung 

zu geben. 
Fehlernährung imp'1' 

ziert nicht nur den Aspekt 

Übergewicht. Auch Man- 
gel- und Unterernährung 

gehören ins Blickfeld. D'e 

Zahl unterernährter Kinder 
und Jugendlicher hat in den 

vergangenen Jahren stetig 

zugenommen  und sich z 
einem gesamtgesellschaft- 
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liehen Problem entwickelt. 

Insbesondere junge Mäd- 
chen leiden unter Mager- 
sucht. Falsch verstande- 
ne Schönheitsideale und 
Schlankheitswahn sind so- 
gar lebensgefährlich. Ein 

richtiges Signal aus der Mo- 
debranche kam mit dem 
..Madrider Modell": Unter- 
gewichtige Models mit ei- 
nem Body-Mass-Index un- 
ter 18 dürfen hier nicht 
rnehr auf den Laufsteg. Mo- 
dewelt wie Medien müs- 
sen hier ihre gesamtgesell- 
schaftliche Verantwortung 

insbesondere für Heran- 
wachsende wahrnehmen. 

Auch auf die in der Ro- 
bert-Koch-Studie beschrie- 
bene Problematik wach- 
sender Allergien reagiert 
die Bundesregierung. Das 
Ministerium für Ernährung, 

Landwirtschaft und Ver- 
braucherschutz arbeitet an 
einem Nationalen Allergie- 
P'an, um Ursachen und Fol- 
gen von Allergien, unter 
denen eine Vielzahl von 
Bürgerinnen und Bürgern 
'eiden, zu begegnen. 

Julia Klöckner ist die 
Verbraucherschutz beauf- 
lagte der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Ursula Hei- 
rif,n ist die stellvertretende 
Vorsitzende der Arbeits- 
gruppe Ernährung, Land- 

Ortschaft und Verbrau- 
cherschutzd er CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion. 

Kampf gegen Doping 
verstärken 

Sport, Sachverständige und 
Politiker waren sich nach 
der Anhörung „Doping" im 
Sportausschuss des Deut- 
schen Bundestages einig: 
Der Sport muss seine An- 
strengungen im Kampf ge- 
gen Doping national und 

international verstärken. 
Das sofortige mehrjähri- 

ge Startverbot bis zu 4 Jah- 
ren nach dem Grundsatz der 
„strict liability" kommt ei- 
nem Berufsverbot gleich und 
ist die schärfste Waffe im 
Kampf gegen Doping. Kon- 

trollsystem, Kontrolldichte 
und Sanktionen müssen aus- 
gebaut und international 
harmonisiert werden. Um- 
stritten war und bleibt, den 
Besitz von Dopingsubstan- 
zen bei Sportlern unter Stra- 
fe zu stellen. Die immer wie- 
derholte Behauptung, in an- 
deren europäischen Ländern 

sei der Besitz von Doping- 
mitteln explizit bei Sportlern 
unter Strafe gestellt, wurde 
eindeutig widerlegt. Den- 
noch sollte geprüft werden, 
ob ein Besitzstraftatbestand 
den Kampf gegen Doping 
fördere oder, wie von Sach- 
verständigen überzeugend 

dargelegt, dem Sport die 
schärfste Waffe der soforti- 
gen Wett kämpf sperre ent- 
ziehen   würde.   Die   verfas- 

sungsrechtlichen Bedenken 
gegen die Besitzstrafbar- 
keit und den Straftatbestand 
„Sportbetrug" konnten nicht 
ausgeräumt werden. Nach 
dieser Anhörung dürfte die 
Einführung eines Straftat- 
bestandes „Sportbetrug" je- 
doch endgültig vom Tisch 
sein. 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion will keine Ge- 
setzessymbolik; sie wird 
vorhandene gesetzliche Re- 
gelungen überprüfen und 
verschärfen, wenn dies dem 
Sport im Kampf gegen Do- 

ping hilft. 
Vorschläge der Sportmi- 

nisterkonferenz, der Rechts- 
kommission des deutschen 

Sportes und des Bundesin- 
nenministeriums liegen vor. 

Die Sportpolitiker von 
CDU/CSU und SPD haben 
sich auf ein Bündel von 
Maßnahmen zur effektiven 
Bekämpfung des Dopings 
verständigt: 

Änderungen gesetzlicher 
Regelungen im BGB, ZPO 

und ArbGG, um die Eigen- 
verantwortung und Schieds- 

gerichtsbarkeit der Sport- 
verbände zu stärken; 

Kennzeichnungspflicht 
für dopingrelevante Arznei- 
mittel oder Arzneimittel- 
gruppen im Sinne des Arz- 

neimittelgesetzes; 
• Einschränkung des freien 
Warenverkehrs für Medika- 
mente, die als Dopingmittel 
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eingestuft sind, durch Er- 
gänzung des AMG; 

Unverzügliche Prüfung, 
ob anabole Steroide im Sin- 
ne des Betäubungsmittelge- 
setzes als suchtgefährdend 
anzusehen sind; 

Erarbeitung eines Ge- 
setzentwurfes, um die Straf- 
barkeit des bandenmäßigen 
und gewerbsmäßigen Inver- 

kehrbringens von Doping- 
substanzen zu verschärfen 
und als Katalogstraftat dem 
§ 100 STPO anzufügen; 
• Prüfung, inwieweit Do- 
ping durch Gen-Manipula- 
tion im Sport möglich ist 
und wie Manipulationen er- 
kannt und unterbunden wer- 
den können; 
• Schnellstmögliche Rati- 
fizierung der am 19. Okto- 
ber 2005 durch die General- 
konferenz der UNESCO ver- 
abschiedeten Internationa- 

len Konvention gegen Do- 
ping im Sport. 

Darüber hinaus wird 
den Ländern vorgeschlagen, 

Schwerpunktstaatsanwalt- 
schaften einzurichten, um 
die erkennbaren Vollzugs- 
defizite zu beheben, prä- 
ventive Maßnahmen durch 
Aufklärung und Informatio- 
nen zu verstärken, zu prü- 

fen, inwieweit Fitnessstudi- 
os und ähnliche Betriebe 
durch eine Regelüberwa- 
chung durch Polizei und 
Ordnungsbehörden kon- 
trolliert werden können und 

Klaus Riegert 

die NADA bei der Wahrneh- 
mung ihrer Aufgaben finan- 
ziell zu unterstützen. 

Wir sollten diese Vor- 
schläge zur wirksamen und 
effektiven Bekämpfung des 
Dopings zügig in das parla- 
mentarische Verfahren ein- 
bringen. 

Klaus Riegert ist der 
sportpolitische Fraktions- 
sprecher. 

Beteiligung des 
Bundestages fördert 

Transparenz und 
Akzeptanz von 
EU-Vorhaben 

Die unterzeichnete Ver- 

einbarung über die Zusam- 
menarbeit zwischen Bun- 
destag und Bundesregie- 
rung in EU-Angelegenhei- 

ten stärkt die Beteili- 
gungsrechte des Bundes- 
tages in der Europapolitik. 

Erstmals werden die Abge- 
ordneten   künftig  umfas- 

send über die Tätigkeit der 
Bundesregierung im Mi- 
nisterrat unterrichtet. 

Die Bundesregierung 

muss in Brüssel einen Par- 
lamentsvorbehalt einlegen, 
wenn ein Beschluss des Bun- 
destages in einem seiner 

wesentlichen Belange dort 
nicht durchsetzbar ist, und 
sich um Einvernehmen mit 
dem Bundestag bemühen- 
Zudem muss die Bundes- 
regierung künftig Rechen- 

schaft darüber ablegen, in- 
wieweit sie Stellungnahmen 

des Bundestages, die sie zur 
Grundlage ihrer Verhand- 

lungen im Ministerrat ma- 
chen muss, tatsächlich durch- 

setzen konnte. 
Ziel dieser Zusammenar- 

beitsvereinbarung ist es, die 
Entscheidungen der Bun- 
desregierung in Ratsver- 
handlungen transparenter 

zu machen und die Akzep- 
tanz von EU-Vorhaben in 
der Öffentlichkeit zu er- 
höhen. Dazu muss der Bun- 
destag seine Kontrollfunkti- 
on gegenüber der Bundes- 
regierung wahrnehmen und 
das Forum des Parlaments 

noch besser nutzen, um 
Europapolitik zum Gegen- 
stand öffentlicher Debatten 

in Deutschland zu machen. 
Wir werden sehr genau 

darauf achten, dass die Bun- 
desregierung alles daran 
setzt, Stellungnahmen des 

Bundestages bei ihren Ver- 
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Michael Stübgen 

handlungen am Ratstisch 
umzusetzen. Die einver- 
nehmliche Ablehnung der 
Errichtung einer europäi- 
schen Grundrechtsagentur 
lrn federführenden Europa- 
Ausschuss des Bundestages 
'st ein erster Testfall für die 
Wirksamkeit der neuen Ver- 
einbarung. 

Der Bundestag muss sei- 
ne Arbeitsweise in EU-An- 

gelegenheiten auch selbst 
grundlegend ändern. Noch 
aufmerksamer als bisher 
müssen wir uns mit Weiß- 
Und Grünbüchern, Jahresar- 
oeitsprogrammen und Le- 
gislativplänen der Kommis- 
sion befassen, um schon 
'm Vorfeld neuer Rechtset- 
*ungsvorschläge gestaltend 
Einfluss nehmen zu können. 
°ei Rechtssetzungsvorha- 
ben der EU wie Verordnun- 
gen und Richtlinien müssen 
^'r zu einer Beratungsform 
finden, wie wir sie auch bei 
nationalen Gesetzgebungs- 
verfahren praktizieren. Die 

r" 

'4 
Thomas Silberhorn 

Berichterstatter der zustän- 
digen Bundestagsausschüs- 
se müssen die Gelegenheit 
erhalten, gemeinsam mit 
den Ministerialbeamten, die 
für die Bundesregierung in 
Brüssel verhandeln, die Ver- 
handlungspositionen der 

Bundesregierung mit zu ge- 
stalten. Es wäre eine sinn- 
volle Aufgabe für die Par- 
lamentarischen Staatsse- 

kretäre, solche Berichter- 
stattergespräche zu organi- 
sieren. 

Michael Stübgen ist der 
europapolitische Fraktions- 

sprecher, Thomas Silber- 
horn ist der europapoliti- 
sche Sprecher der CSU-Lan- 
desgruppe im Deutschen 
Bundestag. 

Urheberrecht - 
Kreativität gerecht 

sichern 

Deutschland als Kulturna- 
tion kann nur dann seinem 

Anspruch gerecht werden, 
wenn es die geistigen Leis- 
tungen seiner Kreativen 

hinreichend schützt. Das 
Urheberrecht soll auch in 
Zukunft sicherstellen, dass 
Kreativität ihrem Wert an- 
gemessen entlohnt wird. 

Im besonderen Fokus der 
Expertenanhörung anläss- 

lich eines von den Koaliti- 
onsarbeitsgruppen Kultur 
und Medien durchgeführ- 
ten Expertengesprächs zur 
Urheberrechtsnovelle stand 
daher die Neustrukturie- 
rung der Vergütungsrege- 
lungen. Hier gab es keine 

Annäherung zwischen den 
Betroffenen. Während die 

Verwertungsgesellschaften 
mit hohen Einnameverlus- 
ten rechnen, befürchten die 
Geräte- und Speicherme- 
dienhersteller eine über- 
mäßige Verteuerung ihrer 
Produkte durch die Urhe- 
berrechtsabgabe. Daher 
wurde von einigen Experten 

der Vorschlag begrüßt, die 
Vergütungssätze weiterhin 
staatlicherseits festlegen zu 
lassen. 

Im digitalen Zeitalter ist 
das Urheberrecht besonde- 
ren Gefahren ausgesetzt. 
Wie dramatisch die Entwick- 
lung in den letzten Jahren 
fortgeschritten ist, zeigt das 
Verhältnis zwischen mit Mu- 
sik bespielten Rohlingen und 
verkauften CD-Alben. 439 
Millionen mit Musik bespiel- 
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Wolfgang Börnsen Günter Krings Laurenz Meyer 

te Rohlinge gab es im Jahr 
2005. Dem standen 123,7 
Millionen verkaufte CD-Al- 
ben gegenüber. Mehr als 
dreimal so hoch liegt damit 
inzwischen der Anteil der 
Musikkopien gegenüber den 

Originalen. Fünf Jahre zuvor 
hingegen zeigte sich noch 
ein ganz anderes Bild. 195,1 
Millionen CD-Alben wurden 
im Jahr 2000 verkauft, wobei 

die Stückzahl der Rohlinge, 
die mit Musik bespielt wur- 
den, mit 133 Millionen deut- 

lich darunterlag. 
Aus diesen Zahlen ist kei- 

neswegs die Schlussfolge- 
rung zu ziehen, die Privatko- 
pie gänzlich abzuschaffen, 
aber man wird sich im lau- 
fenden Gesetzgebungsver- 
fahren mit der Frage be- 
schäftigen müssen, wie man 
den Missstand der Privatko- 
pie etwa durch so genannte 
intelligente Aufnahmetech- 
niken eindämmen kann. 

Der Schutz des Urheber- 
rechts muss aber auch im 

Bewusstsein der Menschen 
verankert werden. Daher 

wurde die Aufgabe der Ba- 
gatellklausel in dem Gesetz- 
entwurf von allen Experten 
begrüßt. Im anderen Fall wä- 
re ein falsches Signal pro 
Raubkopien gesetzt worden. 

Wolfgang Börnsen 
(Bönstrup) ist der kulturpo- 
litische Fraktionssprecher, 
Günter Krings ist der zu- 
ständige Berichterstatter im 
Ausschuss für Kultur und 

Medien. 

Änderung am 
Arbeitsmarkt 

sichtbar 

Mit einem Rückgang der 
Arbeitslosenquote um 
über 1 Prozent von 11,2 
auf jetzt 10,1 Prozent seit 
der Bundestagswahl wird 

schon in Kürze auch die 
10-Prozentquote erstmals 
seit langer Zeit wieder un- 
terschritten werden. Dies 

ist für die jetzige Bundes- 
regierung ein deutlicher 

Erfolg. 
Zunahme der sozialversi- 

cherungspflichtigen Arbeits- 

verhältnisse und ein wach- 
sendes Angebot an offenen 

Stellen verstetigen den Auf- 
schwung am Arbeitsmarkt 

und schaffen Vertrauen bei 
den Bürgern und Unterneh- 

men. Es ist jetzt genau der 
richtige Zeitpunkt, den har- 
ten Kern der Langzeitar- 

beitslosen aufzubrechen und 
zusätzliche Anreize durch 
wirkungsvolle Kombilöhne 

für die zu schaffen, die sonst 
auch bei verbesserter Lage 

auf dem Arbeitsmarkt keine 

Chance haben. Durch Kom- 
bination von produktivitäts- 

orientierten Löhnen und 
staatlichen Transferleistun- 

gen muss ein Mindestein- 
kommen für die Betroffenen 

sichergestellt werden. 
Laurenz Meyer ist de 

wirtschaftspolitische Frak- 

tionssprecher. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

60 JAHRE CDU 

Broschüre „60 Jahre CDU" 
Erfolgreich für Deutschland 

Bestell-Nummer: 5208 
Preis je 25 Stück: 12,25 € 

inkl. MwSt.: 13,11 € 

Erfolgreich für Deutsc 

.,CDU 

„60 Jahre CDU" - Rede von Angela 
Merkel anlässlich der Festveranstaltung 

Bestell-Nummer: 5246 
Preis je 50 Stück: 16,50 € 

inkl. MwSt.: 17,66 € 

Medaille „60 Jahre CDU" 

Den entsprechenden Bestellschein finden Sie 
im Mitgliedernetz unterwww.cdunet.de. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

60 JAHRE CDU 

Streichhölzer „60 Jahre CDU" 
Schachtel-Set mit 20 verschiedenen 
Plakatmotiven 

Bestell-Nummer:9205 
Preis je 100 Stück: 8,50 € 
inkl. MwSL: 9,86 € 

Kugelschreiber 

Bestell-Nummer:9204 
Preis je 100 Stück: 64,50 
inkl. MwSt.: 74,82 € 

Postkarten-Set „60 Jahre CDU' 
5 verschiedene Motive (1 Set) 

Bestell-Nummer:9206 
Preis je 25 Sets: 10,00 € 
inkl. MwSt.: 11,60 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Aufnahmeantrag 

Bestell-Nummer:6719 
200 Stück kostenlos! 

Aufnahmeantrag 
Kurzfassung 

Bestell-Nummer:608i 
200 Stück kostenlos! 

Leitfaden Mitgliederwerbung 
Farbe bekennen. Mitglied werden. 

Bestell-Nummer:4019 
Preis je 25 Stück: 14,50 € 

inkl. MwSt: 15,52 € 

Leporello mit Auf nahmeantrag - Kurzfassung 
Farbe bekennen. Mitglied werden. 

Bestell-Nummer:5932 

Preis je 100 Stück: 16,50 € 
inkl. MwSt: 17,66 € 

Wandzeitung für Ihre Werbekampagne 
DIN A2 quer 

Preis je 10 Stück: 8,00 € 

inkl. MwSt. und Versand 

Bestellung richten Sie bitte per E-Mail an: 
bestellungen@ubg-medienzentrum.de 

oder per Fax an 02226-802333. 

Farbe bekennen. 
Mitglied werden. 
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UBG 
Postfach 1190 
53348 Rheinbach 
PVSt, DPAG 
Entgelt bezahlt. 

CDU-Regenschirm 

Bestell-Nummer:965i 
Preis je Stück: 7,70 € 

inkl. MwSt.: 8,93 € 

BESTELLANSCHRIF1 

arvato logistics services 
CDU-Kundenbetreuung 

Telefax 05241-8094165 

E-Mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 

Nutzen Sie auch unseren 
E-Shop unter 

www.cdunet.de 
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